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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/4909, 11/6633 — 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a. eingefügt: 

,2 a § 10 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Sind die Unterlagen vollständig, so hat die zuständige 
Behörde das Vorhaben in ihrem amthchen Veröffentlichungsblatt 
und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des 
Standortes der Anlage verbreitet sind, öffentlich bekannt zu 
machen. Der Antrag und die Unterlagen sind, mit Ausnahme der 
Unterlagen nach Abs. 2 Satz 1, nach der Bekanntmachung zwei 
Monate zur Einsicht auszulegen; während dieser Frist können 
Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich oder zur Nieder- 
schrift bei der Behörde erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist 
werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson- 
deren privatrechtlichen Titeln beruhen. '' ' 

Bonn, den 14. März 1990 


Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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Begründung 

Mit Artikel 4 des UVP-Gesetzes ist die Beteiligung der Öffentlich- 
keit im Zuge der Genehmigungsverfahren nach dem BIMSchG 
dadurch erheblich eingeschränkt worden, daß die Auslegungsfrist 
von Unterlagen und damit die öffentliche Einsichtnahme von zwei 
Monaten auf einen Monat verkürzt wird. Bei der Verabschiedung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes war die zweimonatige 
Auslegungsfrist ausdrücklich zu dem Zweck eingeführt worden, 
die Beteiligung der Öffentlichkeit zu stärken. (Ausschußbericht 
Drucksache 7/1513, S. 5; in Abweichung vom Regierungsentwurf, 
der noch eine einmonatige Auslegungsfrist vorgesehen hatte). Mit 
der jetzt erfolgten Anpassung an das allgemeine Verwaltungsver- 
fahrensrecht läßt sich jedoch keine Beschleunigung des Verfah- 
rens erreichen, da die Beteiligung der Öffentlichkeit die Geneh- 
migungsverfahren nachweislich nicht verlängert. Empirische 
Untersuchungen belegen, daß Verzögerungen im Ablauf des Ge- 
nehmigungsverfahrens in erster Linie infolge unvollständiger 
Antragsunterlagen und behördeninterner Abstimmungsschwie- 
rigkeiten eintreten. Auch die Studie der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung stellt dazu fest; 

„Dieselben Verzögerungsgründe, die das förmliche Verfahren 
behindern, wirken jedoch auch auf das vereinfachte Verfahren 
ein und relativieren die Bedeutung des Faktors , Veröffent- 
lichung'. Für den Ablauf eines Genehmigungsverfahrens ist 
weniger die Art des Verfahrens entscheidend, sondern die Tat- 
sache, ob ein Betrieb durch Emissionen unangenehm aufgefal- 
len ist oder nichU. 

Die Verkürzung der Auslegungsfrist führt demnach nicht zu einer 
Beschleunigung des Verfahrens. Statt dessen werden die Beteili- 
gungsmöglichkeiten der Öffentlichkeit eingeschränkt. Der vorlie- 
gende Änderungsantrag stellt daher die ursprüngliche Textfas- 
sung des § 10 Abs. 3 wieder her. 
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